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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Einführung eines Allgemeinen Rundschreibens 
des Bundesministeriums für Digitales 

und Verkehr für das Straßenwesen 
im Land Brandenburg

Ausgestaltung der Übertragung 
von landschaftspflegerischen Maßnahmen 

für Bundesfernstraßen auf die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben,  

Geschäftsbereich Bundesforst

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung, 

Abteilung 4, Nr. 14/2024 
Vom 7. Januar 2025

Der Runderlass richtet sich an die Straßenbaubehörde des Lan-
des Brandenburg.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau (ARS) Num-
mer  18/2024, Sachgebiet 14.6 vom 22. August 2024 hat das 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr Regelungen zur 
Ausgestaltung der Übertragung von landschaftspflegerischen 
Maßnahmen für Bundesfernstraßen auf die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Bundesforst, aufge- 
stellt. Darin werden die Straßenbaubehörden der Länder, die 
Autobahn GmbH des Bundes und die Deutsche Einheit Fern-
straßenplanungs- und -bau GmbH ermächtigt, der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Bundesforst 
jeweils auf der Grundlage von § 2 Absatz 7 Satz 2 des Gesetzes 
über die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben landschafts-
pflegerische Maßnahmen für Bundesfernstraßen übertragen 
zu können. Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Ge-
schäftsbereich Bundesforst hat dazu ihr Einvernehmen erteilt.

Hiermit werden die Regelungen des oben genannten Rund-
schreibens für die im Zuständigkeitsbereich des Landes Bran- 
denburg liegenden Bundesstraßen verbindlich eingeführt.

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriften-
system“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www.landes-
recht.brandenburg.de eingestellt.

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für 
Brandenburg in Kraft.

Einführung technischer Regelwerke 
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien 
für die projektunabhängige Bevorratung 

von Kompensationsmaßnahmen 
im Bundesfernstraßenbau (R BKS)

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung, 

Abteilung 4 - Nr. 3/2025 - Straßenbau 
Sachgebiet 12.4: 

Naturschutz und Landschaftspflege 
Vom 14. Januar 2025

Der Runderlass richtet sich an die Straßenbaubehörde des Lan-
des Brandenburg.

Mit Allgemeinem Rundschreiben Straßenbau (ARS) Nummer 
08/2024 vom 5. März 2024 hat das Bundesministerium für Di-
gitales und Verkehr (BMDV) die „Richtlinien für die projekt-
unabhängige Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen im 
Bundesfernstraßenbau (R BKS)“ bekannt gegeben.

Aufgrund der allgemein geringen Flächenverfügbarkeit kann es 
erforderlich sein, für Kompensationsmaßnahmen im Zusam- 
menhang mit dem geplanten Bau von Bundesfernstraßen früh-
zeitig Flächen oder Maßnahmen zu bevorraten. Die Richtlinien 
für die projektunabhängige Bevorratung von Kompensations-
maßnahmen im Bundesfernstraßenbau (R BKS) dienen dem 
Zweck, eine Bevorratung durch die Straßenbauverwaltung 
auch unabhängig von einzelnen Projekten frühzeitig zu ermög-
lichen. Durch diese projektunabhängige Bevorratung sollen 
Verzögerungen bei der Planung und Realisierung von Baumaß-
nahmen an Bundesfernstraßen reduziert werden.

Hiermit wird das ARS für den Bereich der Bundesstraßen ein-
geführt. Das ARS ist unter folgender Internetadresse verfügbar: 
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/StB/ars-aktuell/
allgemeines-rundschreiben-strassenbau-2024-08.html.

Der Runderlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriften-
system“ (BRAVORS) unter der Internetadresse www.landes-
recht.brandenburg.de eingestellt.

Dieser Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung im Amtsblatt für 
Brandenburg in Kraft.
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Neufassung der Satzung  
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Schlaubetal/Oderauen“

Bekanntmachung des Ministeriums für Land- und  
Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz 

Vom 30. Dezember 2024

Auf Grund des §  58 Absatz  2 des Wasserverbandsgesetzes 
(WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), das durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578) geändert 
worden ist, hat das Ministerium für Land- und Ernährungswirt-

Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Uckermark-Havel“

Bekanntmachung des Ministeriums für Land- und  
Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz 

Vom 8. Januar 2025

Auf Grund des § 2 Absatz 4 des Gesetzes über die Bildung von 
Gewässerunterhaltungsverbänden (GUVG) vom 13. März 1995 
(GVBl. I S. 14), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Dezember 2017 (GVBl. I Nr. 28) geändert worden ist, hat der 
Wasser- und Bodenverband „Uckermark-Havel“ dem Ministe-
rium für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt und Ver-
braucherschutz als Aufsichtsbehörde am 17.  Dezember 2024 
die Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses des Wasser- 
und Bodenverbandes „Uckermark-Havel“, zuletzt geändert am 
7. Dezember 2023 (ABl. S. 1274), angezeigt.

Die Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses wird nach-
folgend veröffentlicht.

Potsdam, den 8. Januar 2025

Im Auftrag

Dr. Antonia Winterhager 
Referatsleiterin

Fünfte Änderung des Mitgliederverzeichnisses 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Uckermark-Havel“

1.	 Das Mitgliederverzeichnis des Wasser- und Bodenver-
bandes „Uckermark-Havel“, zuletzt geändert am 7.  De-
zember 2023 (ABl. S. 1274), wird wie folgt geändert:

In Ziffer  2 wird nach den Wörtern „Boldt, Matthias“ ein 
Absatz, die Wörter „Brandenstein-Zeppelin, Constantin 
von“ und ein Absatz eingefügt.

2.	 Die Änderung gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2025.

schaft, Umwelt und Verbraucherschutz als Verbandsaufsichts-
behörde am 13. Dezember 2024 die nachfolgende Neufassung 
der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Schlaubetal/
Oderauen“, die durch die Verbandsversammlung am 4. Dezem-
ber 2024 beschlossen wurde, genehmigt (Gesch.-Z. MLUL-2-
0448/17+16#464048/2024).

Die Neufassung der Satzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Potsdam, den 30. Dezember 2024

Im Auftrag

Dr. Antonia Winterhager 
Referatsleiterin

Neufassung der Satzung  
des Wasser- und Bodenverbandes  

„Schlaubetal/Oderauen“

§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform (§§ 1 und 3 WVG)

(1) Der Verband führt den Namen Wasser- und Bodenverband 
„Schlaubetal/Oderauen“ und hat seinen Sitz in Ziltendorf, 
Landkreis Oder-Spree.

(2) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Er dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mit-
glieder. Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze selbst und 
strebt nicht an, Gewinne zu erzielen.

(3) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne 
des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz - WVG) sowie ein Gewässerunterhaltungsverband 
im Sinne des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) 
und des Gesetzes über die Bildung von Gewässerunterhaltungs-
verbänden (GUVG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 2 
Verbandsgebiet (§ 6 WVG)

Das Verbandsgebiet umfasst das Einzugsgebiet

-	 der Oder (Gewässerkennzahl: 6) von unterhalb der Mün-
dung der Lausitzer Neiße bis unterhalb der Mündung des 
Lebuser Vorstadtgrabens

-	 der Oelse (Gewässerkennzahl: 582754) von der Quelle bis 
unterhalb der Mündung der Demnitz

-	 des Grano-Buderoser Mühlenfließes (Gewässerkenn- 
zahl: 67496) von der Quelle bis zum Auslauf Göhlensee

-	 der Lausitzer Neiße (Gewässerkennzahl: 674) von unter-
halb der Mündung des Grano-Buderoser Mühlenfließes bis 
zur Mündung in die Oder soweit es im Land Brandenburg 
liegt.

Maßgeblich sind die Einzugsgebiete und die ergänzenden Re-
gelungen nach § 1 Absatz 3 Satz 3 bis 9 des Gesetzes über die 
Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden (GUVG).
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§ 3 
Verbandsmitglieder (§ 2 GUVG)

(1) Der Verband hat gesetzliche Mitglieder gemäß § 2 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 GUVG.

(2) Der Verband kann auf Antrag Personen, die zur Erstattung 
von Mehrkosten der Gewässerunterhaltung gemäß § 85 BbgWG 
verpflichtet sind oder denen der Verband im Rahmen seiner 
freiwilligen Aufgaben Pflichten abnimmt oder erleichtert, als 
freiwillige Mitglieder aufnehmen.

(3) Die Mitgliedschaft gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 GUVG 
beginnt und endet jeweils am 1. Januar eines Jahres, wenn bis 
zum 1. Juli des Vorjahres ein formloser Antrag an den Verband 
gestellt wurde. Der Antrag auf Aufnahme muss den Namen 
und die Anschrift des Antragstellers und das Grundstück, für 
welches die Mitgliedschaft beantragt wird, enthalten. Als Nach-
weis des Eigentums ist ein aktueller Grundbuchauszug, der 
nicht älter als 3 Monate sein darf, beizufügen. Stellt ein Ver-
treter den Antrag, ist ein Nachweis der Vertretungsberechtigung 
vorzulegen.

(4) Der Vorstand entscheidet über Anträge nach § 2 Absatz 1 
Nummer 2 GUVG. Er bestätigt die Aufnahme oder Entlassung 
gegenüber dem Antragsteller und veranlasst die Aufnahme in 
das und die Streichung aus dem Mitgliederverzeichnis.

(5) Die Mitgliedschaft nach § 2 Absatz 2 GUVG wird durch 
Entscheidung des Vorstandes begründet und beendet.

(6) Der Verband führt ein Mitgliederverzeichnis, vgl. Anlage. 
Das Mitgliederverzeichnis ist nicht Bestandteil der Satzung. Es 
hat lediglich deklaratorischen Charakter. Der Rechtsaufsichts-
behörde sind Änderungen des Mitgliederverzeichnisses anzu-
zeigen.

§ 4 
Aufgaben des Verbands (§ 2 WVG)

(1) Pflichtaufgaben des Verbands sind:

1.	 die Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung gemäß § 79 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 BbgWG und die Aufstellung der 
Gewässerunterhaltungspläne gemäß § 78 Absatz 2 BbgWG 
hierfür,

2.	 Ausgleichsmaßnahmen an Gewässern II. Ordnung, bei 
nachteiligen Veränderungen der Wasserführung gemäß 
§ 77 BbgWG,

3.	 die Durchführung der Unterhaltung der im Verbandsgebiet 
gelegenen Gewässer I. Ordnung gemäß §  79 Absatz  1 
Satz 3 und 5 BbgWG und die Aufstellung der Gewässer-
unterhaltungspläne gemäß § 78 Absatz 2 BbgWG hierfür,

4.	 die Durchführung der Unterhaltung der Hochwasserschutz-
anlagen gemäß § 97 Absatz 3 BbgWG,

5.	 die dem Verband auf der Grundlage des §  126 Absatz  3 
Satz 4 BbgWG durch Rechtsverordnung übertragenen Auf-
gaben.

(2) Der Verband kann freiwillige Aufgaben auch außerhalb des 
eigenen Verbandsgebiets gegen Kostenerstattung ausführen, 
soweit dadurch die Erfüllung der Pflichtaufgaben nicht ge-
fährdet und die Finanzierung gesichert ist.

Freiwillige Aufgaben sind, soweit diese nicht in § 4 Absatz 1 
genannt sind:

1.	 naturnaher Ausbau oder naturnaher Rückbau von Ge-
wässern,

2.	 Bau und Unterhaltung von Anlagen in oder an Gewässern, 
soweit diese nicht von der Gewässerunterhaltung gemäß 
§ 78 Absatz 3 Satz 1 BbgWG umfasst sind,

3.	 Herrichtung, Erhalt und Pflege von Flächen, Anlagen 
und Gewässern zur Verbesserung des Landschaftswasser-
haushaltes, zum Schutz des Bodens und für die Land-
schaftspflege,

4.	 technische Maßnahmen zur Bewirtschaftung des Grund-
wassers und der oberirdischen Gewässer,

5.	 Herstellung, Betrieb, Unterhaltung und Beseitigung von 
Anlagen zur Be- und Entwässerung, soweit diese nicht 
von der Gewässerunterhaltung gemäß § 78 Absatz 3 Satz 1 
BbgWG umfasst sind,

6.	 Förderung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft 
und Wasserwirtschaft und Fortentwicklung von Gewässer-, 
Boden- und Naturschutz,

7.	 Förderung und Überwachung der vorstehenden Aufgaben.

§ 5 
Unternehmen des Verbands (§ 5 WVG)

(1) Das Unternehmen des Verbands sind die der Erfüllung 
seiner Aufgaben dienenden baulichen und sonstigen Anlagen, 
Arbeiten an Grundstücken und alle im §  4 genannten Tätig-
keiten.

(2) Der Verband führt ein Verzeichnis der Gewässer II. Ordnung 
im Verbandsgebiet; es kann in elektronischer Form geführt wer-
den. Daraus ergeben sich die zu unterhaltenden Gewässer.

§ 6 
Benutzung von Grundstücken

Der Verband ist berechtigt, Grundstücke zu betreten und zu be-
nutzen, soweit dies für die Durchführung des Unternehmens 
erforderlich ist. Für die Benutzung der Grundstücke gelten die 
Regelungen der §§ 41 WHG, 33 bis 39 WVG und 84 BbgWG. 
Dabei erforderliche Ankündigungen von Maßnahmen gegen-
über den Duldungspflichtigen erfolgen entsprechend der 
gesetzlichen Vorgaben.

§ 7 
Verbandsschau (§ 44 WVG)

(1) Es findet keine regelmäßige Verbandsschau statt. Verbands-
seitig werden ganzjährig in Teilen Verbandsschauen zur Fest-
stellung des Zustandes der Verbandsgewässer und -anlagen 
durchgeführt. Auf Antrag eines Verbandsmitgliedes können 
weitere Verbandsschauen durchgeführt werden.
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(2) Schaubeauftragter ist der Geschäftsführer. Ihm obliegt als 
Schaubeauftragter die organisatorische Vorbereitung, Durch-
führung und Leitung der Verbandsschau.

(3) Über durchgeführte Verbandsschauen ist eine Niederschrift 
anzufertigen.

§ 8 
Verbandsorgane (§ 46 WVG)

Der Verband hat als Verbandsorgane eine Verbandsversamm- 
lung und einen Vorstand.

§ 9 
Vertretung der Mitglieder in der Verbandsversammlung

Die gesetzlichen Verbandsmitglieder dürfen, soweit sie ihr 
Stimmrecht nicht selbst wahrnehmen, auf der Grundlage der für 
sie einschlägigen Organisationsvorschriften eine oder mehrere 
vertretungsberechtigte Personen in die Mitgliederversammlung 
entsenden. Ein Vertreter darf jeweils nur ein Mitglied vertreten. 
Der Verbandsvorsteher kann einen Nachweis über die Ver-
tretungsbefugnis verlangen.

§ 10 
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung berät den Vorstand in allen wich-
tigen Angelegenheiten. Sie beschließt nach den gesetzlichen 
Vorschriften über:

1.	 die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, des  
Verbandsvorstehers und dessen Stellvertreter,

2.	 die Änderungen der Satzung, des Unternehmens oder der 
Aufgaben des Verbandes und dessen Umgestaltung,

3.	 die Festsetzung und Änderung des Wirtschaftsplans, Ent-
lastung des Vorstandes und der Geschäftsführung für den 
Jahresabschluss, Einspruch gegen die Zwangsfestsetzung 
des Wirtschaftsplans,

4.	 die Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- 
und Anstellungsverhältnisse sowie der Aufwandsentschä- 
digungen für die ehrenamtliche Tätigkeit des Vorstandes,

5.	 Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem 
Verband,

6.	 die Geschäfts- und Wahlordnung der Verbandsversammlung.

§ 11 
Einberufung der Verbandversammlung (§ 48 WVG)

(1) Die ordentliche Verbandsversammlung tritt mindestens ein-
mal im Jahr zusammen.

(2) Der Verbandsvorsteher lädt schriftlich zu den Sitzungen der 
Verbandsversammlung ein. Die Ladungsfrist zur Verbandsver-
sammlung beträgt zwei Wochen. Einladungen müssen jeweils 
die vorläufige Tagesordnung und die Entwürfe der Beschluss-
vorlagen enthalten. In dringenden Fällen kann der Verbandvor-
steher kürzere Ladungsfristen bestimmen. Auf die verkürzte 
Ladungsfrist ist in der Einladung hinzuweisen.

(3) Die Sitzungen der Verbandsversammlung werden durch den 
Verbandsvorsteher, im Vertretungsfall durch seinen Stellver-
treter geleitet.

(4) Der Vorstand kann aus wichtigem Grund eine außerordent-
liche Verbandsversammlung einberufen. Ein wichtiger Grund 
liegt auch vor, wenn mehr als ein Drittel der Verbandsmit-
glieder dies schriftlich und begründet gegenüber dem Vorstand 
beantragen.

(5) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn recht-
zeitig und vollständig zu ihrer Sitzung eingeladen und gemäß 
§ 48 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 WVG mindestens ein Zehntel 
der Verbandsmitglieder anwesend ist.

(6) Ist wegen einer zu geringen Anzahl der erschienenen Mit-
glieder die Verbandsversammlung nicht beschlussfähig, kann 
der Verbandsvorsteher zu einem späteren Termin mit der glei-
chen Tagesordnung einladen. Die Verbandsversammlung ist 
dann ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mit-
glieder beschlussfähig, wenn hierauf in der neuen Ladung aus-
drücklich hingewiesen worden ist.

(7) Über die Sitzung der Verbandsversammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen. Die Niederschrift ist vom Verbandsvor-
steher, dem Protokollführer sowie einem Vorstandsmitglied zu 
unterzeichnen. Eine Abschrift der Niederschrift ist der Rechts-
aufsichtsbehörde zu übersenden.

(8) Die Verbandsversammlung kann ihre Tätigkeit in einer Ge-
schäftsordnung regeln.

(9) Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren (Um-
laufverfahren) gefasst werden, wenn innerhalb einer Woche 
nach Zugang der Beschlussvorlage kein Verbandsmitglied 
widerspricht. Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind 
wirksam, wenn sie mit der Mehrheit aller Verbandsmitglieder 
gefasst werden.

§ 12 
Antrags- und Stimmrecht in der Verbandsversammlung

(1) Verbandsmitglieder haben in der Verbandsversammlung 
Antrags- und Stimmrecht. Die Übertragung des Antrags- und 
Stimmrechts auf ein anderes Verbandsmitglied ist nicht zu-
lässig.

(2) Die Stimmenanzahl bemisst sich nach dem Verhältnis 
des Beitrages, den das Verbandsmitglied nach Absatz  1 im 
Kalenderjahr an den Verband zu entrichten hat, zum Gesamt-
beitragsaufkommen. Bei einem Beitrag bis zu 100 € hat das 
Verbandsmitglied eine Stimme. Für jeden angefangenen Betrag 
von weiteren 100 € Beitrag erhöht sich die Stimmenanzahl um 
eine weitere Stimme.

(3) Soweit die Verbandsmitglieder nach ihrem Organisations-
recht mehrere Vertreter in die Verbandsversammlung ent-
senden, bemisst sich die Stimmenzahl nach dem Verhältnis des 
Beitrages, den die jeweiligen Dienststellen zu entrichten haben. 
Die Vertreter können uneinheitlich abstimmen und Stimmen 
können von einem Vertreter auf einen anderen Vertreter des-
selben Mitglieds übertragen werden.
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(4) Die Verbandsversammlung beschließt mit der einfachen 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder nach Ab-
satz  2, soweit nicht gemäß §  58 Absatz  1 Satz  2 WVG eine 
Mehrheit von zwei Dritteln vorgeschrieben ist. Es wird offen 
abgestimmt. Wenn geheime Abstimmung von mindestens 
einem Mitglied beantragt wird, ist diese verdeckt durchzu-
führen, wenn die Mehrheit der Anwesenden zustimmt. Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimment-
haltungen bleiben unberücksichtigt.

§ 13 
Öffentlichkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind nicht öffent-
lich (§ 48 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 WVG).

(2) Dabei gelten folgende Ausnahmen: Vorstandsmitglieder 
und der Geschäftsführer des Verbandes können an der Ver-
bandsversammlung teilnehmen. Sie haben uneingeschränktes 
Vorschlags- und Vortragsrecht. Der Verbandsvorsteher kann 
bestimmen, dass Vertreter der steuer- und rechtsberatenden Be-
rufe sowie weitere Mitarbeiter des Verbandes an der Verbands-
versammlung teilnehmen.

(3) Auch andere als die in Absatz 2 genannten Personen können 
an der Verbandsversammlung ganz oder teilweise teilnehmen, 
wenn dem zuvor alle anwesenden Verbandsmitglieder zuge- 
stimmt haben.

(4) Bild- und Tonaufzeichnungen sind nur zulässig, wenn alle 
anwesenden Teilnehmer der Verbandsversammlung vorher aus-
drücklich zustimmen.

§ 14 
Mitglieder des Vorstandes (§ 52 WVG)

Der Vorstand des Verbandes besteht aus dem Verbandsvor-
steher, dessen Stellvertreter und 6 Beisitzern. Vorstandsmitglied 
kann jede natürliche, geschäftsfähige Person sein.

§ 15 
Wahl und Amtszeit des Vorstandes (§ 53 WVG)

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die stimm-
berechtigten Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung 
gewählt. Die Stimmenanzahl regelt sich nach §  12 Absatz  2  
dieser Satzung. Die Verbandsmitglieder und Vorstandsmitglie- 
der können Kandidaten zur Wahl des Vorstandes vorschlagen.

(2) Der Verbandsvorsteher und dessen Stellvertreter sind von 
der Verbandsversammlung aus der Mitte des Vorstandes zu 
wählen. Der jeweilige Kandidat wird durch den nach Absatz 1 
gewählten Vorstand vorgeschlagen. Erreicht er bei der Wahl 
nicht die einfache Mehrheit, schlägt der Vorstand der Verbands-
versammlung einen anderen Kandidaten vor.

(3) Das Nähere regelt eine Wahlordnung, die Bestandteil der in 
§ 11 Absatz 8 genannten Geschäftsordnung ist.

(4) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt fünf Jahre und endet 
mit der Wahl eines neuen Vorstandes. Scheidet ein Vorstands-
mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, muss spätestens auf der 

nächstfolgenden ordentlichen Verbandsversammlung ein neues 
Vorstandsmitglied gewählt werden. Die ausscheidenden Mit-
glieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder in 
ihrem Amt.

(5) Der Geschäftsführer zeigt der Rechtsaufsichtsbehörde Än-
derungen der Zusammensetzung des Vorstandes an.

(6) Nach Ablauf der Wahlperiode führt der Vorstand seine Ge-
schäfte bis zur Wahl eines neuen Vorstands weiter.

(7) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus 
wichtigem Grund mit Zweidrittelmehrheit abberufen. Die Ab-
berufung und ihr Grund sind der Rechtsaufsichtsbehörde an-
zuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Anzeige unter Angabe der Gründe wider-
sprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben 
ist. Widerspricht die Rechtsaufsichtsbehörde, so ist die Abbe-
rufung unwirksam.

§ 16 
Geschäfte des Vorstandes (§ 54 WVG)

(1) Der Vorstand leitet den Verband in Übereinstimmung mit  
den von der Verbandsversammlung beschlossenen Grundsätzen.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem 
Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestim- 
mungen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung ausgeführt werden. Ein Vorstandsmitglied, 
das seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden 
Schadens verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch verjährt in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von 
dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis er-
langt.

§ 17 
Aufgaben des Vorstands

(1) Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte des Verbandes, 
für die nicht durch Gesetze oder Satzung die Verbandsver-
sammlung zuständig ist.

(2) Er beschließt insbesondere über:

1.	 die Aufstellung des Wirtschaftsplans und seiner Nachträge,
2.	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
3.	 die Aufstellung des Jahresabschlusses,
4.	 Bestellung eines Prüfers zur Prüfung des Jahresabschlusses,
5.	 die Geschäftsordnung des Vorstandes,
6.	 die Erhebung von Beiträgen,
7.	 Entscheidungen in Rechtsmittelverfahren,
8.	 Verträge mit einem Wert von mehr als 30.000,- € die Leis-

tungen gemäß § 4 Abs. 2 betreffen,
9.	 die Einstellung und Entlassung weiterer Dienstkräfte,
10.	Entscheidungen zu Widersprüchen gegen die Beitragsver-

anlagung,
11.	Vorschläge zur Änderung und Ergänzung der Satzung,
12.	die Aufnahme und Entlassung freiwilliger Mitglieder und 

von Mitgliedern auf Antrag,
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13.	das Vorliegen von Härtefällen nach § 27 Absatz 5,
14.	die Übertragung der Durchführung von Aufgaben auf den 

Geschäftsführer,
15.	Bestellung eines stellvertretenden Geschäftsführers.

§ 18 
Sitzungen des Vorstandes und Beschließen im Vorstand

(1) Die Sitzungen des Vorstandes werden durch den Verbands-
vorsteher, im Verhinderungsfalle durch den Stellvertreter ge-
leitet.

(2) Die Ladungsfrist zu den Sitzungen des Vorstandes beträgt 
zehn Tage. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist, in der 
Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3) Jährlich sind mindestens drei Sitzungen abzuhalten.

(4) Der Verbandsvorsteher lädt schriftlich zu den Sitzungen 
des Vorstandes ein. Einladungen müssen jeweils die vorläufige 
Tagesordnung und die Entwürfe der Beschlussvorlagen ent-
halten. Vorstandsmitglieder, die verhindert sind, teilen dies un-
verzüglich dem Verbandsvorsteher mit.

(5) Für die Beschlussfähigkeit des Vorstandes muss mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend sein.

(6) Ist wegen einer zu geringen Anzahl der erschienenen Mit-
glieder der Vorstand nicht beschlussfähig, kann der Verbands-
vorsteher zu einem späteren Termin mit der gleichen Tages-
ordnung einladen. Der Vorstand ist dann ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn hier-
auf in der neuen Ladung ausdrücklich hingewiesen worden ist.

(7) Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Der Vorstand 
beschließt mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Verbandsvorstehers.

(8) Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind wirksam, 
wenn sie mit der Mehrheit aller Vorstandsmitglieder gefasst 
werden (Umlaufverfahren).

(9) Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift an-
zufertigen. Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher, dem 
Protokollführer sowie einem Vorstandsmitglied zu unter-
zeichnen. Eine Abschrift der Niederschrift ist der Rechtsauf-
sichtsbehörde zu übersenden.

(10) Der Geschäftsführer und durch den Vorsteher eingeladene 
Mitarbeiter und Berater können an den Sitzungen des Vor-
standes teilnehmen. Sie haben im Rahmen der Geschäfts-
ordnung das ihnen dort eingeräumte Vortrags- und Vorschlags-
recht.

§ 19 
Vertretungsbefugnis im Verband (§ 55 WVG)

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der 
laufenden Verwaltung gemäß § 20 Absatz 1 Satz 3 handelt al-
lein.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten 
Personen eine Bestätigung über die jeweilige Vertretungsbefug-
nis.

(3) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, 
bedürfen der Schriftform; sie sind nach Maßgabe der für den 
jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder den Ver-
tretungsberechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft 
oder für einen Kreis von Geschäften ein Bevollmächtigter be-
stellt, so bedarf die Vollmacht der Form des Satzes 1.

§ 20 
Geschäftsführer, Dienstkräfte

(1) Der Verband hat einen Geschäftsführer. Der Geschäftsführer 
wird nach Beschluss des Vorstandes durch den Verbandsvor-
steher angestellt. Dem Geschäftsführer werden die Geschäfte 
der laufenden Verwaltung zur eigenverantwortlichen Erle- 
digung nach Maßgabe des Wirtschaftsplans übertragen, im Rah-
men dieser Geschäfte vertritt der Geschäftsführer den Verband 
gerichtlich und außergerichtlich allein. Der Geschäftsführer 
führt seine Tätigkeit im Rahmen der Geschäftsordnungen.

(2) Der Geschäftsführer erarbeitet die Gewässerunterhaltungs-
pläne. Er stimmt diese mit den örtlich zuständigen Behörden 
gemäß § 78 Absatz 2 BbgWG ab.

(3) Dienstvorgesetzter des Geschäftsführers ist der Verbands-
vorsteher. Oberste Dienstbehörde des Geschäftsführers ist der 
Vorstand.

(4) Der Vorstand kann für die Arbeit des Geschäftsführers und 
der Dienstkräfte Geschäftsordnungen beschließen.

(5) Der Verband kann Dienstkräfte im Rahmen eines Stellen-
planes einstellen. Über den Stellenplan beschließt die Ver-
bandsversammlung im Rahmen des Wirtschaftsplans. Der Ge-
schäftsführer ist Dienstvorgesetzter aller anderen Dienstkräfte 
des Verbandes.

(6) Geschäftsführer oder andere Dienstkräfte des Verbandes 
können nicht Vertreter von Verbandsmitgliedern in der Ver-
bandsversammlung und Mitglied des Vorstandes sein.

§ 21 
Ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich tätig. Sie kön-
nen eine Aufwandsentschädigung durch den Verband erhalten.

(2) Die Aufwandsentschädigung wird durch die Verbandsver-
sammlung festgesetzt.

(3) Vertreter in der Verbandsversammlung und Schaubeauf-
tragte haben keinen Anspruch auf Aufwandsentschädigung 
durch den Verband.

§ 22 
Wirtschaftsplan

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss für jedes Wirtschafts-
jahr im Voraus den Wirtschaftsplan mit den erforderlichen An-
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lagen auf. Die Verbandsversammlung setzt den Wirtschaftsplan 
vor Beginn des zu planenden Wirtschaftsjahres fest. Nur in be-
gründeten Fällen kann die Festsetzung des Wirtschaftsplanes 
im laufenden Wirtschaftsjahr erfolgen.

(2) Der Inhalt des Wirtschaftsplans richtet sich nach § 6 GUVG, 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den zu-
sätzlichen Angaben in der Satzung. Insbesondere muss der 
Wirtschaftsplan enthalten:

1.	 Alle Erträge und Aufwendungen des Verbands gegliedert 
nach:
a.	 Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung (§ 79 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 2 BbgWG),
b.	 Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung (§ 79 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 BbgWG),
c.	 durch Gesetz oder Rechtsverordnung übertragene Auf-

gaben (§ 79 Absatz 1 Satz 3, § 97 Absatz 3 Satz 1, § 126 
Absatz 3 Satz 3 und 4 BbgWG),

d.	 freiwillige Aufgaben,
2.	 die Festsetzung der differenzierten Beitragssätze,
3.	 Kostenbeteiligungen von Vorteilshabenden und für Erschwer- 

nisse, Zuwendungen und sonstige Erträge,
4.	 die Bildung von und Entnahme aus der Rücklage,
5.	 der Festsetzung der zulässigen Höhe außerplanmäßiger 

Aufwendungen und Auszahlungen und einer Erheblich-
keitsschwelle für außerplanmäßige Ausgaben,

6.	 die Festsetzung der Höhe von Kassenkrediten und Dar-
lehen.

§ 23 
Grundsätze der Haushaltsführung

(1) Das Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Haushaltswirtschaft, das Rechnungswesen und der Jah- 
resabschluss sind nach den Grundsätzen der doppelten Buch-
führung zu führen, es gelten die §§  238 bis 263 HGB ent-
sprechend sowie die weiteren Vorgaben nach § 6 GUVG und 
der ergänzenden landesrechtlichen Regelungen.

(3) Der Haushalt hat dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu genügen. Erträge und Aufwendungen sollen 
in jedem Haushaltsjahr in Planungen und Rechnungen aus-
geglichen sein.

(4) Der Verband bildet angemessene Rücklagen zur Sicherung 
des Haushaltes.

(5) Für die Erfüllung der in §  4 Absatz  1 genannten Pflicht-
aufgaben dürfen keine Darlehen, die über eine Laufzeit von  
fünf Jahren hinausgehen, aufgenommen werden.

§ 24 
Ermächtigung durch den Wirtschaftsplan

(1) Der Vorstand wird durch den Beschluss der Verbandsver-
sammlung gemäß §  10 Nummer  3 über den Wirtschaftsplan 
ermächtigt,

a)	 die Verbandsbeiträge in der festgesetzten Höhe zu erheben,
b)	 geplante Aufwendungen und Auszahlungen vorzunehmen,

c)	 Darlehen und Kassenkredite bis zur festgesetzten Höhe für 
den Verband aufzunehmen.

(2) Für Planabweichungen, die keinen Nachtrag zum Wirt-
schaftsplan erfordern, enthält der Wirtschaftsplan eine jährliche 
Regelung.

(3) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
zahlungen sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar und unvor-
hergesehen sind. Davon ausgenommen sind über- und außer-
planmäßige Aufwendungen, die durch zusätzliche Erträge 
sowie über- und außerplanmäßige Auszahlungen, die durch zu-
sätzliche Einzahlungen in gleicher Höhe gedeckt sind.

§ 25 
Vorläufige Wirtschaftsführung

Ist der Wirtschaftsplan bei Beginn des Haushaltsjahres noch 
nicht beschlossen, so darf der Verband Aufwendungen und  
Auszahlungen leisten, zu deren Leistung er rechtlich ver-
pflichtet ist oder die für die Weiterführung notwendiger Arbei-
ten unaufschiebbar sind.

§ 26 
Rechnungsprüfung und Entlastung des Vorstandes

(1) Der Vorstand stellt bis 31. März des neuen Wirtschaftsjahres 
den Jahresabschluss entsprechend § 6 GUVG und ergänzender 
landesrechtlicher Vorschriften auf. Die Erträge und Aufwen- 
dungen für die verschiedenen Aufgaben sind entsprechend § 22 
Absatz 2 Nummer 1 getrennt darzustellen.

(2) Der Verband ist verpflichtet, den Jahresabschluss durch 
einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft prüfen zu lassen.

(3) Der Vorstand beschließt über den Auftrag an einen Prüfer 
zur Prüfung des Jahresabschlusses gemäß § 6 Absatz 3 GUVG. 
Die Prüfung richtet sich nach § 6 GUVG Absatz 3 und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften.

(4) Der Vorstand nimmt das Prüfungsergebnis zur Kenntnis. 
Nach Kenntnisnahme stellt die Verbandsversammlung den 
Jahresabschluss fest und beschließt die Entlastung des Vor-
standes.

§ 27 
Verbandsbeitrag (§§ 28, 29, 32 WVG)

(1) Die Mitglieder haben dem Verband Beiträge zu leisten, so-
weit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen und sind öffent- 
liche Abgaben.

(3) Die Beiträge werden jährlich gestaffelt für den Zeitraum 
vom 1.  Januar bis 31.  Dezember erhoben. Sie sind bis zum 
28.  Februar festzusetzen und werden in vier gleichen Raten 
zum 30. März, 30. Juni, 30. September und zum 30. Dezember 
des Beitragsjahres fällig.

(4) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen 
Säumniszuschlag zu zahlen. Der Säumniszuschlag beträgt 
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1 Prozent des rückständigen Beitrages für jeden angefangenen 
Monat vom Tag nach der Fälligkeit angerechnet.

(5) Auf Antrag kann in besonderen Härtefällen ganz oder teil-
weise von der Beitragszahlung befreit oder Ratenzahlung ver-
einbart werden.

§ 28 
Beitragsverhältnis, Kostenerstattung, 

Ersatz von Mehrkosten

(1) Die Beitragslast für die Erfüllung der Aufgabe gemäß § 4 
Absatz 1 Nummer 1 bestimmt sich gemäß § 80 Absatz 1 Satz 1 
BbgWG nach der Größe der Flächen, mit denen die Mitglieder 
am Verbandsgebiet beteiligt sind, und nach der Nutzungsarten-
gruppe, der die Flächen im Liegenschaftskataster zugeordnet 
sind; das Nähere regelt die auf Grund des §  80 Absatz  1a 
BbgWG erlassene Rechtsverordnung.

(2) Die Heranziehung für die durch die Erschwerung der Unter-
haltung entstehenden Mehrkosten richtet sich nach §  80 Ab-
satz 1 Satz 6 in Verbindung mit § 85 BbgWG.

(3) Für die Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 soll der 
entstandene Aufwand gemäß §  77 BbgWG auf diejenigen 
anteilig umgelegt werden, die zu nachhaltigen Abflussver-
änderungen nicht nur unwesentlich beigetragen haben.

(4) Die Kosten für die Unterhaltung und den Betrieb von 
Schöpfwerken und Stauanlagen im Sinne des §  78 Absatz  3 
Satz  1 BbgWG sind unselbstständiger Bestandteil der Ge-
wässerunterhaltungskosten.

(5) Die Kosten für die Durchführung der Aufgaben gemäß § 4 
Absatz 1 Nummer 3 bis 5 trägt das Land Brandenburg.

(6) Für die dem Verband für die Durchführung freiwilliger Auf-
gaben gemäß § 4 Absatz 2 entstehenden Kosten sind Beiträge 
von bevorteilten Mitgliedern nach §§ 28 Absatz 1, 30 Absatz 1 
WVG und von Nichtmitgliedern nach §§ 28 Absatz 3, 30 Ab-
satz 1 WVG zu erheben, soweit keine Erstattung durch einen 
Auftraggeber erfolgt.

(7) Der Beitrag für die freiwilligen Mitglieder bemisst sich 
nach § 30 WVG.

§ 29 
Ermittlung des Beitragsverhältnisses

(1) Stichtag für die Ermittlung des Beitrages ist der 1. Januar 
des Beitragsjahres. Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, 
dem Verband alle für die Veranlagung erforderlichen Angaben 
wahrheitsgemäß und rechtzeitig bis zu dem Stichtag zu machen 
und den Verband bei der Festsetzung zu unterstützen. Ver-
änderungen der für die Veranlagung maßgeblichen Umstände 
sind dem Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist 
verpflichtet, vom Zeitpunkt der Kenntnis an die entsprechenden 
Änderungen bei der nächsten Beitragsveranlagung zu Grunde 
zu legen.

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannte Verpflichtung besteht 
nur gegenüber Personen, die vom Verband durch eine schrift-

liche Vollmacht als zur Einholung der Auskünfte oder zur Ein-
sicht und Besichtigung berechtigt ausgewiesen sind.

(3) Der Beitrag eines Mitgliedes wird nach pflichtgemäßem Er-
messen durch den Vorstand geschätzt, wenn

a)	 das Mitglied die Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 ver-
letzt hat,

b)	 es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich 
ist, den Beitrag eines Mitgliedes zu ermitteln.

§ 30 
Hebung der Verbandsbeiträge

(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grund-
lage des geltenden Beitragsmaßstabes durch Beitragsbescheid. 
Jeder einzelne Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen.

(2) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die 
ihn betreffenden Beitragsunterlagen zu gewähren.

(3) Die auf dem Wasserverbandsgesetz oder der Satzung be-
ruhenden Forderungen des Verbandes können nach dem  
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg 
(VwVGBbg) durchgesetzt werden.

§ 31 
Widerspruchsverfahren

(1) Für Rechtsbehelfe gelten die Vorschriften der Verwaltungs-
gerichtsordnung.

(2) Gegen den Beitragsbescheid kann jeweils innerhalb eines 
Monats nach dessen Bekanntgabe der Widerspruch schriftlich 
oder zur Niederschrift in der Geschäftsstelle des Verbandes ein-
gelegt werden. Über ihn entscheidet der Vorstand.

(3) Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, kann gegen die 
Entscheidung des Vorstandes (Widerspruchsbescheid) inner-
halb eines Monats nach Zustellung beim zuständigen Ver-
waltungsgericht Klage erhoben werden.

(4) Der Widerspruchsbescheid ist nach Beschluss durch den 
Vorstand durch den Verbandsvorsteher und den Geschäfts-
führer zu unterzeichnen.

§ 32 
Rechtsgeschäfte zwischen Verband  

und Vorstandsmitgliedern

Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Ver-
band bedürfen der Zustimmung der Verbandsversammlung und 
der Rechtsaufsichtsbehörde, soweit sie über den Ersatz von 
Aufwendungen hinausgehen.

§ 33 
Verschwiegenheitspflicht (§ 27 WVG)

Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Verbandsversammlung, 
Geschäftsführer und Dienstkräfte des Verbandes sind ver-
pflichtet, über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
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bekanntwerdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse, auch 
nach Beendigung des Amts- bzw. Dienstverhältnisses, Ver-
schwiegenheit zu wahren.

§ 34 
Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen des Verbandes werden durch den  
Geschäftsführer des Verbandes in geeigneter Weise vorgenom- 
men. Hierzu kann er die Mitgliedsgemeinden bitten, die Bekannt-
machung in der nach ihrer Hauptsatzung ortsüblichen Weise vor-
zunehmen.

(2) Wenn umfangreiche Unterlagen bekannt gemacht werden 
sollen, genügt die Bekanntmachung des Ortes und der Zeiten, 
zu denen diese Unterlagen zur Einsichtnahme ausliegen.

(3) Ausschließlich an die Mitglieder gerichtete Bekanntmachun- 
gen können in Form eines geschlossenen einfachen Briefes er-
folgen.

§ 35 
Satzungsänderung (§ 58 WVG)

(1) Über die Änderung der Satzung beschließt die Verbands-
versammlung. Anträge sind in der Einladung zur Verbandsver-
sammlung vollständig bekannt zu geben. Ein Beschluss über 
die Änderung der Satzung bedarf der Mehrheit der anwesenden 
Stimmen. Der Beschluss über eine Änderung der Aufgabe 
des Verbands bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der an-
wesenden Stimmen. Die Änderung der Satzung bedarf der Ge-
nehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde.

(2) Die Veröffentlichung der Satzung wird durch die Rechtsauf-
sichtsbehörde veranlasst.

§ 36 
Rechtsaufsichtsbehörde 

(§§ 72, 74 WVG und § 1 GUVAV)

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des für Wasser-
wirtschaft zuständigen Ministeriums.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann sich, auch durch Beauf-
tragte, über die Angelegenheiten des Verbandes unterrichten. 
Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten 
und andere Unterlagen anfordern sowie an Ort und Stelle Prü-
fungen und Besichtigungen vornehmen.

(3) Die Rechtsaufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tages-
ordnung zu den Sitzungen der Verbandsorgane unter Ein-
haltung der Ladungsfristen einzuladen. Ihrem Vertreter ist auf 
Verlangen das Wort zu erteilen.

§ 37 
Zustimmung zu Geschäften (§ 75 WVG)

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Rechtsaufsichts-
behörde

1.	 zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegen-
ständen,

2.	 zur Aufnahme von Darlehen, die über 200 000 Euro hin- 
ausgehen,

3.	 zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen und zur Bestellung von Sicherheiten,

4.	 zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied ein-
schließlich der Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie 
über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforder-
lich, die einem in Absatz 1 genannten Geschäft wirtschaftlich 
gleichkommen.

(3) Eine Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde gemäß § 75 
Absatz  3 WVG ist nicht erforderlich zur Aufnahme eines 
Kassenkredites bis zu einem Betrag von 300 000 Euro.

(4) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte 
Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 allgemein zulassen.

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der Rechtsauf-
sichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann 
die Rechtsaufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid 
um einen Monat verlängern.

§ 38 
Sprachform

Alle in dieser Satzung verwendeten Personenbezeichnungen 
gelten sowohl in der männlichen als auch in der weiblichen 
Form.

§ 39 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Neufassung der Satzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 
„Schlaubetal/Oderauen“ vom 16. November 2018 (ABl. S. 1250),  
zuletzt geändert am 3. Mai 2023 (ABl. S. 567), außer Kraft.

Ausgefertigt:

Ziltendorf, den 18. Dezember 2024

	   K. U. Haferkorn	 L. Beitsch
	 Verbandsvorsteher	 Verbandsmitglied
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Genehmigung zum Vorhaben 
wesentliche Änderung einer Windkraftanlage 

in 15234 Frankfurt (Oder)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 28. Januar 2025

Der Firma WP Booßen GmbH & Co. KG, Stresemannstraße 46 
in 27570 Bremerhaven wurde die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem 
Grundstück in 15234 Frankfurt (Oder), Gemarkung Frankfurt 
(Oder), Flur 138, Flurstück 311 eine Windkraftanlage wesent-
lich zu ändern (Az.: G06124).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten wie folgt:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma WP Booßen GmbH & Co. KG, Stresemann-
straße 46 in 27570 Bremerhaven wird die

Genehmigung

nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, die mit dem Genehmigungsbescheid 
Nr.  30.049.00/21/1.6.2V/T13 vom 11.06.2024 geneh- 
migte Windkraftanlagen (WKA) - WEA 7 am Standort in 
15234 Frankfurt (Oder),

Bezeichnung	 Gemarkung:	 Flur	 Flurstück
WEA 07	 Frankfurt (Oder)	 138	 311

in dem unter Ziffer  II. und III. dieser Entscheidung 
beschriebenen Umfang und unter Berücksichtigung 
der unter Ziffer  IV. genannten Inhalts- und Neben-
bestimmungen zu ändern.

2.	 Der Genehmigungsbescheid Nr. 30.049.00/21/1.6.2V/T13 
vom 11.06.2024 behält seine Gültigkeit, soweit durch die-
sen Bescheid keine Änderungen vorgesehen sind.

3.	 Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden. Der Wider-
spruch eines Dritten gegen die Zulassung der WKA ist 
binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen.

Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung der 
WKA hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag eines Dritten auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen die Zu-
lassung der WKA nach §  80 Absatz  5 Satz  1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines 

Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Ber-
lin gestellt und begründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 30. Januar 2025 bis einschließlich 12. Feb- 
ruar 2025 auf der Internetseite des Landesamtes für Um-
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-ost zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zuge- 
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG haben Widerspruch und Klage 
eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine auf-
schiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen. Des Weiteren gilt ge-
mäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der An-
fechtungsklage gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung ge-
stellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl  I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)
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Genehmigung zum Vorhaben 
wesentliche Änderung von acht Windkraftanlagen 

in 15234 Frankfurt (Oder)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 28. Januar 2025

Der Firma WP Booßen GmbH & Co. KG, Stresemannstraße 46 in 
27570 Bremerhaven wurde die Genehmigung nach § 16 in Ver-
bindung mit § 16b Absatz 7 des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes (BImSchG) erteilt, auf den Grundstücken in 15234 Frank- 
furt (Oder), Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 138, Flurstücke 
321, 324, 326, 290 und 291/1, 285, 296, 311 und 671 acht 
Windkraftanlagen wesentlich zu ändern (Az.: G06224).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten wie folgt:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma WP Booßen GmbH & Co. KG, Stresemann-
straße 46 in 27570 Bremerhaven wird die

Genehmigung

nach § 16b Abs. 7 Satz 3 i. V. m. Abs. 8 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, die mit dem 
Genehmigungsbescheid Nr.  30.049.00/21/1.6.2V/T13 
vom 11.06.2024 genehmigten Windkraftanlagen (WKA) 
am Standort in 15234 Frankfurt (Oder),

Bezeichnung	 Gemarkung	 Flur	 Flurstück
WEA 01	 Frankfurt (Oder)	 138	 321
WEA 02	 Frankfurt (Oder)	 138	 324
WEA 03	 Frankfurt (Oder)	 138	 326
WEA 04	 Frankfurt (Oder)	 138	 290 und 291/1
WEA 05	 Frankfurt (Oder)	 138	 285
WEA 06	 Frankfurt (Oder)	 138	 296
WEA 07	 Frankfurt (Oder)	 138	 311
WEA 08	 Frankfurt (Oder)	 138	 671

in dem unter Ziffer  II. und III. dieser Entscheidung 
beschriebenen Umfang und unter Berücksichtigung 

der unter Ziffer  IV. genannten Inhalts- und Neben-
bestimmungen zu ändern.

2.	 Der Genehmigungsbescheid Nr. 30.049.00/21/1.6.2V/T13 
vom 11.06.2024 behält seine Gültigkeit, soweit durch die-
sen Bescheid keine Änderungen vorgesehen sind.

3.	 Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden. Der Wider-
spruch eines Dritten gegen die Zulassung der WKA ist 
binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen.

Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung der 
WKA hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag eines Dritten auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen die Zu-
lassung der WKA nach §  80 Absatz  5 Satz  1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Ber-
lin gestellt und begründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 30. Januar 2025 bis einschließlich 12. Feb- 
ruar 2025 auf der Internetseite des Landesamtes für Um-
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-ost zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zuge- 
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG haben Widerspruch und Klage 
eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine auf-

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Genehmigung zum Vorhaben Errichtung 
und Betrieb einer Windkraftanlage 

in 03172 Schenkendöbern OT Sembten

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 28. Januar 2025

Der Firma PROKON Windpark Sembten III GmbH & Co. KG, 
Kirchhoffstraße 3 in 25524 Itzehoe wurde die Genehmigung 
nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf dem Grundstück der Gemarkung Sembten, Flur 2, 
Flurstücke 498 und 500 eine Windkraftanlage zu errichten und 
zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

Der Firma PROKON Windpark Sembten III GmbH & Co. 
KG (im Folgenden: Antragstellerin), Kirchhoffstraße 3  
in 25524 Itzehoe wird die Genehmigung erteilt, eine An-
lage zur Nutzung von Windenergie (Windkraftanlage - 
WKA) auf dem Grundstück  in 03172 Schenkendöbern 
OT Sembten, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstücke 498  
und 500 in dem unter Ziffer  II. und III. dieser Ent-
scheidung beschriebenen Umfang und unter Einhaltung 
der unter Ziffer  IV. genannten Inhalts- und Neben-
bestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Absatz  1 Satz  1 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung (Reduzierung der Ab-
standsfläche bis zur Projektionslinie des Rotors von 
79,19 m um die Turmmittelachse),

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Absatz 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) sowie

-	 die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach § 9 Bran- 
denburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).

3.	 Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
wird erteilt.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

5.	 Für diese Entscheidung werden eine Verwaltungsgebühr 
sowie Auslagen in Höhe von [...] festgesetzt. [...]

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden. Der Widerspruch hat keine auf-
schiebende Wirkung. Er ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen. Der Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungs-
klage gegen die Zulassung der Windenergieanlage nach § 80 
Absatz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung ge-
stellt und begründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 30. Januar 2025 bis einschließlich 12. Feb- 
ruar 2025 auf der Internetseite des Landesamtes für Um- 
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-sued zugänglich gemacht.

schiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen. Des Weiteren gilt ge-
mäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der An-
fechtungsklage gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung ge-
stellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl  I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Genehmigung zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb einer Windkraftanlage  

in 03172 Schenkendöbern OT Sembten

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 28. Januar 2025

Der Firma PROKON Windpark Sembten III GmbH & Co. KG, 
Kirchhoffstraße 3 in 25524 Itzehoe wurde die Genehmigung 
nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf dem Grundstück der Gemarkung Sembten, Flur 2, 
Flurstück 318 eine Windkraftanlage zu errichten und zu be-
treiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma PROKON Windpark Sembten III GmbH & Co. 
KG (im Folgenden: Antragstellerin), Kirchhoffstraße 3  
in 25524 Itzehoe wird die Genehmigung erteilt, eine An-
lage zur Nutzung von Windenergie (Windkraftanlage - 
WKA) auf dem Grundstück in 03172 Schenkendöbern 
OT Sembten, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstück 318 
in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter Zif-
fer  IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Absatz  1 Satz  1 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung (Reduzierung der Ab-
standsfläche bis zur Projektionslinie des Rotors von 
79,19 m um die Turmmittelachse),

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Absatz 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) sowie

-	 die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach § 9 Bran- 
denburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).

3.	 Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
wird erteilt.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

5.	 Für diese Entscheidung werden eine Verwaltungsgebühr 
sowie Auslagen in Höhe von [...] festgesetzt. [...]

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden. Der Widerspruch hat keine auf-
schiebende Wirkung. Er ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen. Der Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungs-
klage gegen die Zulassung der Windenergieanlage nach § 80 

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zuge- 
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach  
Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam (Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam; Tele- 
fax: 033201 442-662) erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG haben Widerspruch und Klage 
eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine auf-
schiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen. Des Weiteren gilt ge-
mäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der An-
fechtungsklage gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung gestellt und 
begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl  I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd
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Genehmigung zum Vorhaben  
Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage 

in 03172 Schenkendöbern OT Sembten

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 28. Januar 2025

Der Firma PROKON Windpark Sembten III GmbH & Co. KG, 
Kirchhoffstraße 3 in 25524 Itzehoe wurde die Genehmigung 
nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf dem Grundstück der Gemarkung Sembten, Flur 2, 
Flurstücke 319 und 326 eine Windkraftanlage zu errichten und 
zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma PROKON Windpark Sembten III GmbH & 
Co. KG (im Folgenden: Antragstellerin), Kirchhoff- 
straße 3 in 25524 Itzehoe wird die Genehmigung erteilt,  
eine Anlage zur Nutzung von Windenergie (Windkraftan-
lage - WKA) auf dem Grundstück in 03172 Schenkendö- 
bern OT Sembten, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flur-
stücke 319 und 326 in dem unter Ziffer II. und III. die-
ser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter 
Einhaltung der unter Ziffer  IV. genannten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung nach §  72 Absatz  1 Satz  1 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung einer Abweichung (Reduzierung der Ab-
standsfläche bis zur Projektionslinie des Rotors von 
79,19 m um die Turmmittelachse),

-	 die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Absatz 1 i. V. m. § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) sowie

-	 die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach § 9 Bran- 
denburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG).

3.	 Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
wird erteilt.

4.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

5.	 Für diese Entscheidung werden eine Verwaltungsgebühr 
sowie Auslagen in Höhe von [...] festgesetzt. [...]

Absatz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung ge-
stellt und begründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 30. Januar 2025 bis einschließlich 12. Feb- 
ruar 2025 auf der Internetseite des Landesamtes für Um- 
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-sued zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zuge- 
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach  
Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam (Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam; Tele- 
fax: 033201 442-662) erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG haben Widerspruch und Klage 
eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine auf-
schiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen. Des Weiteren gilt ge-
mäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der An-
fechtungsklage gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung gestellt und 
begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl  I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 

9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden. Der Widerspruch hat keine auf-
schiebende Wirkung. Er ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen. Der Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungs-
klage gegen die Zulassung der Windenergieanlage nach § 80 
Absatz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung ge-
stellt und begründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 30. Januar 2025 bis einschließlich 12. Feb- 
ruar 2025 auf der Internetseite des Landesamtes für Um- 
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-sued zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zugestellt. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach  
Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam (Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam; Tele- 
fax: 033201 442-662) erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG haben Widerspruch und Klage 
eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine auf-
schiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen. Des Weiteren gilt ge-
mäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der An-
fechtungsklage gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an 
Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung gestellt und 
begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-

lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl  I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windenergieanlage in 14822 Brück

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 28. Januar 2025

Der Firma Achtruten GmbH, Siegadel 22 in 15913 Schwieloch-
see, wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück in der 
Gemarkung Brück, Flur 3, Flurstück 996 eine Windenergie-
anlage zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Achtruten GmbH, Siegadel 22 in 15913 
Schwielochsee, wird nach §  4 BImSchG die Ge-
nehmigung erteilt, eine Anlage zur Nutzung von Wind-
energie (WEA) vom Typ Enercon E-138 EP 3 E3 auf 
dem Grundstück in 14822 Brück,

Gemarkung Brück
Flur 3,
Flurstück 996
Betriebsstättennummer: 60690120000 - 0001

in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Beachtung der unter Zif-
fer  IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

a)	 Baugenehmigung gemäß §  72 Abs.  1 Branden-
burgische Bauordnung (BbgBO) mit Zulassung einer 
Abweichung gemäß § 67 Abs. 5 BbgBO zur Redu-
zierung auf die Projektionsfläche 0 H

c)	 Wasserrechtliche Entscheidung zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen gemäß Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof- 
fen (AwSV) für die nachstehend gegenständlich WEA.
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Teilaufhebung einer Bewilligung

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe 

Vom 10. Januar 2025

Gemäß § 19 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. Au-
gust 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 39 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl.  2024 I Nr.  323) ge-
ändert worden ist, ist dem Antrag der

Kieswerke Glöwen GmbH & Co. KG 
mit Sitz in Glöwen, 

eingetragen beim Amtsgericht Neuruppin 
im Handelsregister unter HRA 826 NP,

auf Aufhebung eines 209 700 m2 großen Flächenteils der am 
25.  September 1995 vom Oberbergamt des Landes Branden-
burg gemäß § 8 BBergG erteilten Bewilligung zur Gewinnung 
von

Kiesen und Kiessanden zur 
Herstellung von Betonzuschlagstoffen

für das Feld Glöwen 3 (Feldesnummer: 22-1213) mit Datum 
vom 13.  November 2024 stattgegeben worden. Die ver-
bleibende Fläche des im Landkreis Prignitz gelegenen Be-
willigungsfeldes beträgt nach der Teilaufhebung 267 500 m2.

Mit dieser Bekanntmachung erlischt die Bewilligung im auf-
gehobenen Feldesteil.

3.	 Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt 
mit Sitz in Potsdam erhoben werden. Der Widerspruch 
eines Dritten gegen die Zulassung der Windenergie-
anlage ist binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu 
begründen. Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zu-
lassung der Windenergieanlage hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der Antrag eines Dritten auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen die 
Zulassung der Windenergieanlage nach §  80 Absatz  5 
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur inner-
halb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit 
Sitz in Berlin gestellt und begründet werden.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde 
unter den im Genehmigungsbescheid aufgeführten Neben- 
bestimmungen erteilt.“

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 29. Januar 2025 bis einschließlich 12. Feb- 
ruar 2025 auf der Internetseite des Landesamtes für Um-
welt Brandenburg unter https://lfu.brandenburg.de/info/ 
genehmigungen-west zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden. Der Widerspruch eines Dritten gegen 
die Zulassung der Windenergieanlage ist binnen eines Monats 
nach seiner Erhebung zu begründen.

Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung der Wind-
energieanlage hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs gegen die Zulassung der Wind-
energieanlage nach §  80 Absatz  5 Satz  1 der Verwaltungs-
gerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung der Zulassung beim Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt und begründet 
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-

liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl  I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  10 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Frau Laura Bartz, Dienstausweisnummer 104294, 
Kartennummer 10810, Farbe blau, ausgestellt am 01.08.2022 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt.

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienst-
ausweis von Herrn Christian Schmeer, Dienstausweisnum- 

mer 100459, Kartennummer 07812, Farbe blau, ausgestellt 
am 12.06.2017 durch den Zentraldienst der Polizei des Landes 
Brandenburg, wird hiermit für ungültig erklärt.

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienst-
ausweis von Herrn Christopher Kolb, Dienstausweisnum- 
mer 109869, Kartennummer 01807, Farbe blau, ausgestellt 
am 10.05.2017 durch den Zentraldienst der Polizei des Landes 
Brandenburg, wird hiermit für ungültig erklärt.

Gläubigeraufrufe

Der Verein Bürgertisch für lebendige Demokratie in Groß-
beeren e. V., c/o Annette Gatzky, August-Bebel-Straße 8, 
14979 Großbeeren, ist zum 31. Dezember 2024 aufgelöst wor-
den. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend ge-
nannten Liquidatorinnen und Liquidatoren anzumelden:

Annette Gatzky
August-Bebel-Straße 8
14979 Großbeeren

Dr. Stephan Wilhelm
An den Buchen 10 b
14979 Großbeeren

Der Verein ExCon e. V., c/o Timo Lappöhn, Lauenburger Platz 1,  
12157 Berlin, ist durch den Beschluss der Mitgliederver-
sammlung am 19. November 2022 aufgelöst worden. Die Gläu-
bigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende 

Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten Liqui-
datorinnen und Liquidatoren anzumelden:

Timo Lappöhn
Lauenburger Platz 1
12157 Berlin

Manon Urieta
Dovestraße 5
10587 Berlin

Der Verein zur Förderung der Konversion im Ruppiner 
Land e. V., c/o Hans Schaefer, Gerhart-Hauptmann-Straße 13, 
16816 Neuruppin, ist zum 31. Dezember 2024 aufgelöst wor-
den. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend ge-
nanntem Liquidator anzumelden:

Hans Schaefer
Gerhart-Hauptmann-Straße 13
16816 Neuruppin
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